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dieser Strafen erhöht.5 In zunehmendem Umfang wirken 
auch Kollektive (insb. Arbeitskollektive) und Bürger (z. B. 
gesellschaftliche Beauftragte, Bürgen und Betreuer) an der 
Strafenverwirklichung mit.

Die rechtlichen Regelungen zur Verwirklichung der Strafen 
ohne Freiheitsentzug haben sich in der DDR zu einem erheb­
lichen Teil im Strafprozeßrecht herausgebildet. Das Straf­
prozeßrecht hat eine wichtige Rolle bei der Herausbildung 
von Strafen ohne Freiheitsentzug und der rechtlichen Rege­
lung ihrer Verwirklichung gespielt. So entwickelten sich die 
bedingte Verurteilung (StEG 1957) und später die Verurtei­
lung auf Bewährung (StGB 1968) aus der prozessualen Maß­
nahme der bedingten Aussetzung des Vollzugs der Freiheits­
strafe (StPO 1952) und ihrem Ausspruch unmittelbar nach der 
Urteilsverkündung.

Die Bedeutung, die der Verwirklichung der Strafen ohne 
Freiheitsentzug im Strafverfahrensrecht der DDR beigemes­
sen wird, kommt auch darin zum Ausdruck, daß die Strafen­
verwirklichung nach geltendem Recht zum Regelungsgegen- 
stahd der Strafprozeßordnung gezählt wird (§ 1 Abs. 2 StPO). 
Im 8. Kapitel der StPO und in der 1. DB zur StPO wird die 
Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug relativ 
detailliert geregelt. Hier stehen die Aufgaben des Gerichts bei 
der Strafenverwirklichung im Mittelpunkt. Dieses gesetzgebe­
rische Herangehen war gegenüber den früheren Regelungen 
neu und trug zur Erhöhung der Gesetzlichkeit bei der Strafen­
verwirklichung bei.6

Für die Verwirklichung von Strafen ohne Freiheitsentzug 
sind auch die Vorschriften über die besonderen Formen der 
Mitwirkung der Bürger (§ 52 ff. StPO) von Bedeutung. Hier 
sind die Aufgaben der Schöffen, Kollektivvertreter, gesell­
schaftlichen Ankläger und gesellschaftlichen Verteidiger bei 
der Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug festge­
legt. Insoweit präzisiert § 57 StPO die Regelungen des § 31 
StGB über die Bürgschaft. Kollektive und einzelne Bürger 
können die Verpflichtung übernehmen, die Erziehung des 
Verurteilten zu gewährleisten. Nach § 13 Abs. 4 StPO hat der 
Staatsanwalt die Aufgabe, die Gesetzlichkeit bei der Verwirk­
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit zu überwachen.

Der weitere Ausbau der Bestimmungen zur Verwirk­
lichung der Strafen ohne Freiheitsentzug vollzog sich eben­
falls im Zusammenhang mit der Entwicklung des Strafprozeß­
rechts.7 Es ist daher nur folgerichtig, wenn die Aufgabe, die 
rechtliche Gestaltung der Verwirklichung der Strafen ohne 
Freiheitsentzug fortzusetzen, im Zusammenhang mit der 
Ausarbeitung des Gesetzes über die Neufassung der StPO 
gestellt worden ist.

Abgrenzung der Strafenverwirklichung vom Strafverfahren

Die Entscheidung über Richtungen, Inhalt und Formen einer 
künftigen rechtlichen Regelung der Verwirklichung der 
Strafen ohne Freiheitsentzug setzt voraus, das soziale Wesen 
der gesellschaftlichen Prozesse und Beziehungen, die unter 
dem Begriff „Strafenverwirklichung“ zusammengefaßt wer­
den, und das Verhältnis von Strafenverwirklichung und 
Strafverfahren zu klären.

Zum sozialen Wesen der Strafenverwirklichung haben 
sich in der Theorie folgende Positionen herausgebildet:

— Die Strafenverwirklichung ist ein besonderes Stadium 
der Durchsetzung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, das 
an die Prüfung und rechtskräftige Feststellung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit (einschließlich Strafzumessung) an­
schließt. Sie ist orientiert an den schützenden, erzieherischen 
und .vorbeugenden Zielen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit und der einzelnen Strafen sowie auf deren Durch­
setzung gerichtet.

— Die Strafenverwirklichung ist Gestaltung sozialer Pro­
zesse und Verhältnisse, die sich aus der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit und der zu ihrer Verwirklichung ausgespro­
chenen und ausgestalteten Strafe ergeben. Mit dem Ausspruch 
der Strafe werden spezifische und individuelle soziale und 
rechtliche Verhältnisse zu ihrer Verwirklichung begründet.

— Die Strafenverwirklichung ist ein eigenständiger Prozeß. 
Sie findet relativ unabhängig von der Straftat, wegen der die 
Verurteilung ausgesprochen wurde, und dem Strafverfahren 
statt. Bei Untersuchungen wurde immer wieder festgestellt, 
daß die Maßnahmen zur gesellschaftlichen Erziehung haupt­
sächlich durch die Person des Verurteilten und die konkrete 
sozial-kollektive Umwelt und weniger durch die begangene 
Straftat bestimmt werden. Manchmal sind dabei auch 
Umstände von Bedeutung, die zur Zeit der Tatbegehung und 
der Verurteilung noch gar nicht existierten.

— Bei der Verwirklichung der Strafe sind außer den 
Organen der Strafrechtspflege verschiedene andere staatliche 
Organe (Organe des Ministeriums für Innere Angelegenheiten 
und örtliche Staatsorgane) sowie Leiter von Betrieben und 
Einrichtungen tätig. Der Kreis, der für die Strafenverwirk­
lichung Verantwortlichen und an ihr Beteiligten ist größer als 
der an der Rechtsprechung Beteiligten. Die Strafen Verwirk­
lichung reicht also weit über das Strafverfahren hinaus.8

Die Tatsache, daß sich das Recht der Verwirklichung der 
Strafen ohne Freiheitsentzug vor allem im Rahmen des Straf­
prozeßrechts entwickelt hat, führte zu der Konsequenz, die 
Strafenverwirklichung zum Strafverfahren zu zählen. Das 
findet seinen Niederschlag in § 1 Abs. 2 StPO, wonach die 
Strafprozeßordnung die „Tätigkeit der Organe der Straf­
rechtspflege und anderer staatlicher Organe zur Verwirk­
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit“ festlegt. Das Lehrbuch des Strafverfahrensrechts geht 
daher davon aus, daß die Verwirklichung der Strafe ein 
wichtiges Anliegen des Strafverfahrens ist. Allerdings wird 
hier an anderer Stelle unterschieden zwischen einem Straf­
verfahren im weiteren und im engeren Sinne. Zum ersteren 
wird auch die Verwirklichung von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit, zum zweiten nur das Verfahren 
von der Einleitung des Ermittlungsverfahrens bis zur Rechts­
kraft der gerichtlichen Entscheidung sowie das Kassations- 
ünd das Wiederaufnahmeverfahren gerechnet.9 Die generelle 
These, Strafenverwirklichung (einschließlich Strafvollzug) sei 
Bestandteil des Strafverfahrens, wird damit bereits stark 
eingeschränkt bzw. in Frage gestellt.

Die Auffassung, daß die Strafenverwirklichung ein Be­
standteil des Strafverfahrens und ihre rechtliche Regelung 
demzufolge ein Teil des Strafverfahrensrechts sei, wird dem 
erreichten Entwicklungsstand in Rechtspraxis und Gesetzge­
bung nicht mehr gerecht. Sie entspricht insb. nicht der Tat­
sache, daß die Strafenverwirklichung ein eigenständiger 
(sozialer und rechtlicher) Prozeß mit spezifischen Besonder­
heiten ist.

Wir teilen den Standpunkt, daß das Strafverfahren mit 
der Einleitung des Ermittlungsverfahrens (§ 98 StPO) beginnt 
und — sofern das Gericht das Hauptverfahren eröffnet hat — 
mit dem Eintritt der Rechtskraft der abschließenden gericht­
lichen Entscheidung (vgl. insb. §§ 241 Abs. 1, 242 bis 244, 248 
Abs. 1, 249 StPO) endet. Aufgabe der Strafprozeßordnung ist 
es daher, das Verfahren bei der Prüfung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit und der Entscheidung über sie zu regeln.

Die Strafenverwirklichung dagegen betrifft andere, spezi­
fische Gesellschafts- und Rechtsverhältnisse, die nicht zum 
Anwendungsbereich der Strafprozeßordnung gehören. Bei der 
Strafenverwirklichung geht es um die Durchsetzung des 
Zwecks der strafrechtlichen Verantwortlichkeit (Art. 2 StGB) 
in Gestalt der von den Gerichten rechtskräftig ausgesproche­
nen Strafen und der mit ihnen verbundenen Verpflichtungen 
und Maßnahmen sowie um das dazu notwendige Verfahren. 
Sie erfordert umfangreiche und vielfältige Maßnahmen nicht
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